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A. Rechtsgrundlagen

- Baugesetzbuch (BauGB) i. d. F. der Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch Artikel 2

  Absatz 3 des Gesetzes vom 20.07.2017 (BGBI. I S. 2808),

- Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung - BauNVO) i. d. F. der Bekanntmachung

  vom 23.01.1990 (BGBl. I S. 132), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 04.05.2017 (BGBl. I S. 1057),

- Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhaltes (Planzeichenverordnung -

  PlanzVO) vom 18.12.1990 (BGBl. 1991 I S. 58), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 04.05.2017 (BGBl I S. 1057)

- Das Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz - BNatSchG) vom 29.07.2009 (BGBl. I

  S. 2542), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 15.09.2017 (BGBI. I S. 3434),

- § 86 der Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen - Landesbauordnung (BauO NRW) i. d. F. der Bekanntmachung

  vom 01.03.2000 (GV. NRW. S. 256), zuletzt geändert durch Gesetz vom 15.12.2016 (GV. NRW. S. 1162),

- Gemeindeordnung für das Land Nordrhein - Westfalen (GO NRW) i. d. F. der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NRW.

  S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 15.11.2016 (GV. NRW S. 966),

Anmerkung

Soweit bei den Festsetzungen von Baugebieten keine anderen Bestimmungen gemäß § 1 (4) - (10) BauNVO getroffen sind,

werden die §§ 2 - 14 BauNVO Bestandteil des Bebauungsplanes.

Zuwiderhandlungen gegen die gemäß § 86 BauO NRW in den Bebauungsplan aufgenommene Festsetzungen (örtliche

Bauvorschriften) sind Ordnungswidrigkeiten im Sinne des § 84 (1) Ziffer 20 BauO NRW und können gemäß § 84 (3) BauO NRW

als solche geahndet werden.

Bebauungsplan Nr. 152/B der Stadt Löhne in der Fassung der 1. Änderung vom  ___.___._____ .

B. Textliche Festsetzungen mit Zeichenerklärungen

Geltungsbereich des Bebauungsplanes (§ 9 (7) BauGB)

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplanes

Beispiel für die Festsetzung von Art und Maß der baulichen Nutzung sowie der Bauweise

                                        Baugebiet   Zahl der

            Vollgeschosse

         Bauweise   Grundflächenzahl

         Dachform

o              0,3/25°

WA   I

 FH 7,5

  GD

Maß der baulichen Nutzung (§ 9 (1) 1 BauGB)

Zahl der Vollgeschosse im Sinne des § 2 (5) BauO NRW (§§ 16 u. 20 BauNVO)

          II Zwei Vollgeschosse als Höchstgrenze

          II Zwei Vollgeschosse zwingend

      II+SG Zwei Vollgeschosse plus ein Staffelgeschoss zwingend

     Grundflächenzahl (GRZ) (§§ 16, 17 u. 19 BauNVO)

        0,4 Eine Grundflächenzahl von 0,4 ist zulässig.

     0,3/25% Die zulässige Grundflächenzahl (z.B. 0,3) darf mit den in § 19 (4) BauNVO genannten

                           Anlagen um höchstens bis zu 25% überschritten werden.

Höhe baulicher Anlagen (§§ 16 u. 18 BauNVO)

     FH 7,5 Firsthöhe   als Höchstgrenze in Metern

   als Maß zwischen den nachstehend definierten Bezugspunkten

Die Firsthöhe (FH) darf an keinem Punkt das zulässige Maß (z.B. 7,50 m) überschreiten.

Oberer Bezugspunkt: Der oberste Punkt der Dachfläche

Unterer Bezugspunkt: Fahrbahnoberfläche der dem Baukörper zugeordneten 

Straße im Endausbauzustand gemessen in der Mitte des 

Baukörpers

    TH 4,5 Traufhöhe als Höchstgrenze in Metern

                        als Maß zwischen den nachstehend definierten Bezugspunkten

Die Traufhöhe (TH) darf an keinem Punkt das zulässige Maß (z.B. 4,50 m) überschreiten.

    TH 5,5-6,5 Die Traufhöhe (TH) muss zwischen 5,50 m und 6,50 m liegen (z.B.).

Oberer Bezugspunkt: Schnittpunkt der Außenwandfläche mit der Oberkante der 

Dachhaut bei baulichen Anlagen mit geneigten Dächern

Unterer Bezugspunkt: Fahrbahnoberfläche der dem Baukörper zugeordneten 

Straße im Endausbauzustand gemessen in der Mitte des 

Baukörpers

Größere Traufhöhen können im Einzelfall zugelassen werden, sofern sie bei verspringenden

Gebäudeteilen konstruktiv bedingt sind, jedoch höchstens auf 1/3 der Baukörperlänge.

    GH 10,0 Gebäudehöhe als Höchstgrenze in Metern

   als Maß zwischen den nachstehend definierten Bezugspunkten

Die Gebäudehöhe (GH) darf an keinem Punkt das zulässige Maß (z.B. 10,0 m) überschreiten.

Oberer Bezugspunkt: Oberer Abschluss der Außenwände (Oberkante Attika, des 

Gesimses o.ä.) bei baulichen Anlagen mit Flachdächern

Unterer Bezugspunkt: Fahrbahnoberfläche der dem Baukörper zugeordneten 

Straße im Endausbauzustand gemessen in der Mitte des 

Baukörpers.

Bauweise, überbaubare Grundstücksfläche, Stellung baulicher Anlagen (§ 9 (1) 2 BauGB)

         o offene Bauweise (§ 22 (2) BauNVO)

Zulässig sind Einzelhäuser

Zulässig sind Einzel- und Doppelhäuser

Baugrenze zur Abgrenzung der max. überbaubaren Grundstücksfläche (§ 23 (3) BauNVO)

Verkehrsflächen und Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung (§ 9 (1) 11 BauGB)

Straßenverkehrsfläche mit Straßenbegrenzungslinie (öffentlich)

Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung

Zweckbestimmung: Fuß- und Radweg (öffentlich)

F+R

Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu belastende Fläche (§ 9 (1) 21 BauGB)

Leitungsrecht

zugunsten der WBL - Wirtschaftsbetriebe Löhne             Breite: 5,00 m

Flächen für besondere Anlagen und Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen

(§ 9 (1) 24 BauGB)

Umgrenzung von Flächen für Anlagen zum Schutz vor schädlichen

Umwelteinwirkungen

Lärmschutzwand mit Angabe der Mindesthöhe

Mindesthöhe 2,00 m

Mindesthöhe 2,50 m

Die Lärmschutzwand muss ein Einfügungsdämpfungsmaß von D

e

 ≥ 25 dB aufweisen.

Unterer Bezugspunkt:  Fahrbahnoberfläche der der Lärmschutzwand zugeordneten 

      südlichen Straße (Alter Kirchweg) im derzeitigen Ausbauzustand.

Hinweis: Die Gründung der Lärmschutzwand darf nicht in die öffentliche Wegeparzelle 

    hineinreichen.

Immissionsschutzbezogene Festsetzungen im WA 3 - Gebiet (s. auch D. Sonstige Darst.):

 Die Rückwände der Carports müssen ein Einfügungsdämpfungsmaß von D

e

 ≥ 25 dB

aufweisen.

 An der Ostfassade der Wohngebäude dürfen sich keine Fenster von schutzbedürftigen

Räumen (Wohn-, Schlaf-, Kinderzimmer), sondern nur Fenster von Räumen

untergeordneter Bedeutung (Küche, Bäder, Flure, Hauswirtschaftsraum) befinden.

 Zwischen den einzelnen Gebäuden sind durchgängig Garagen- oder Carportanlagen

mit nach Westen geschlossenen Rückwänden in einer Mindesthöhe von 2,50 m

vorzusehen.

 Das Staffelgeschoss muss allseitig mindestens 1,20 m von der Gebäudeaußenwand

des darunterliegenden Geschosses zurückspringen. Die Brüstung des

Staffelgeschosses muss eine Mindesthöhe von 1,00 m aufweisen.

 An der nördlichen und südlichen Fassade der Gebäude sind, sofern es sich um

schutzbedürftige Räume handelt, nur

- nicht zu öffnende Fenster zulässig

     bzw.

- zu öffnende Fenster, die mit ihrem Mittelpunkt einen Mindestabstand von 8,20 m im

Erdgeschoss / 1. Obergeschoss und 6,40 m im Staffelgeschoss zur Ostfassade

einhalten, zulässig. Zusätzlich müssen die Fenster durch einen Versprung von mind.

2,30 m in Verlängerung der Ostfassade nach Norden und Süden und mind. 5,50 m in

der Breite im Erdgeschoss / 1. Obergeschoss abgeschirmt werden.

Im Staffelgeschoss müssen die Fenster durch einen Versprung von mind. 2,30 m in

Verlängerung der Ostfassade nach Norden und Süden und mind. 3,10 m in der Breite

abgeschirmt werden.

Bedingte Festsetzung zum WA 4 gemäß § 9 (2) 2 BauGB:

Im allgemeinen Wohngebiet WA 4 sind Gebäude mit Wohnnutzungen, die der Versorgung

des Gebietes dienenden Läden, Schank- und Speisewirtschaften sowie nicht störende

Handwerksbetriebe und Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und

sportliche Zwecke so lange unzulässig, bis das allgemeine Wohngebiet WA 3 vollständig

entsprechend den Festsetzungen des Bebauungsplans bebaut ist, da die Gebäude im WA 3

eine Immissionsschutzfunktion für die Gebäude im WA 4 darstellen.

Bedingte Festsetzung zum WA 2 gemäß § 9 (2) 2 BauGB:

Im allgemeinen Wohngebiet WA 2 sind im Bereich östlich des Fußweges Gebäude mit

Wohnnutzungen, die der Versorgung des Gebietes dienenden Läden, Schank- und

Speisewirtschaften sowie nicht störende Handwerksbetriebe und Anlagen für kirchliche,

kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke so lange unzulässig, bis die

Schallschutzwände "A" und "B" errichtet sind, da die Wände eine Immissionsschutzfunktion

für die Gebäude im WA 2 östlich des Fußweges darstellen.

Äußere Gestaltung baulicher Anlagen, Stellplätze und Garagenzufahrten

(§ 9 (4) BauGB) i. V. m. § 86 (1) und § 86 (4) BauO NRW)

Allgemeines Garagenbaukörper sind in der Farbgebung auf den Hauptbaukörper abzustimmen.

Bei Doppelhäusern sind Dachform,- neigung, Material und Farbe der äußeren Wandflächen

und der Dacheindeckung einheitlich zu wählen. Art und Gestaltung der zulässigen

Dachaufbauten und -einschnitte sind aufeinander abzustimmen.

Wandflächen Äußere Wandflächen sind in Putz, Sichtmauerwerk oder Holz herzustellen.

Bei Nebenanlagen nach § 14 BauNVO und baulichen Anlagen nach § 6 (11) BauO NRW sind

im Einzelfall ausnahmsweise auch andere Materialien zulässig.

Für untergeordnete Wandteile sind andere Materialien zulässig.

Dachform und GD Zulässig sind geneigte Dachflächen (Satteldach, Walmdach,

- neigung Krüppelwalm) mit einer Dachneigung von 40° - 50°.

FD Zulässig sind Flachdächer mit einer Dachneigung von 0° - 5°.

DNmax. 30° Im WA 2 sind Dachneigungen bis maximal 30° zulässig.

 DNmax. 22° Im WA 4 sind Dachneigungen bis maximal 22° zulässig.

Bei Garagen, überdachten Stellplätzen und Nebenanlagen sowie bei untergeordneten

Gebäudeteilen sind abweichende Dachformen und Dachneigungen zulässig.

Dachaufbau- Dachgauben dürfen insgesamt nicht breiter als 1/2, Dacheinschnitte nicht breiter als 1/3

ten und -ein- der Gesamtbreite der Hausfront sein.

schnitte

Dachgauben und -einschnitte müssen zur seitlichen Außenwand mind. 1,50 m Abstand halten

und dürfen auf einer Traufseite keine unterschiedlichen Höhen ihrer Ober- und Unterkanten

aufweisen.

Dacheindeckung Als Dacheindeckung sind schwarze, braune oder rote Ziegel bzw. Beton-

dachsteine zu verwenden; eine Dachbegrünung kann ausnahmsweise zugelassen

werden. Bei Dachneigungen unter 25° sind ausnahmsweise abweichende Materialien und

Farben zulässig.

Einfriedungen Als Grundstückseinfriedung zu öffentlichen Verkehrsflächen hin sind nur Heckenpflanzungen

zulässig. In Verbindung mit Heckenpflanzungen sind Zäune bis 1,00 m Höhe sowie Türen und

Tore aus Holz oder Metall zulässig.

C. Nachrichtliche Übernahmen

Kultur- Bei Bodeneingriffen können Bodendenkmäler (kulturgeschichtliche Bodenfunde, d.h.

geschichtliche Mauerwerk, Einzelfunde, aber auch Veränderungen und Verfärbungen in der natürlichen

Bodenfunde  Bodenbeschaffenheit) entdeckt werden.

Die Entdeckung von Bodendenkmälern ist der Stadt Löhne und dem Landschaftsverband

Westfalen-Lippe, Westfälisches Museum für Archäologie -Amt für Bodendenkmalpflege-,

Kurze Straße 36, 33613 Bielefeld, Tel.: 0521/5200250; Fax: 0521/5200239, unverzüglich

anzuzeigen und die Entdeckungsstätte mindestens drei Werktage in unverändertem Zustand

zu erhalten (§§ 15 und 16 DSchG).

D. Sonstige Darstellungen und Hinweise

Kartographische Darstellungen

vorhandene Bebauung

Flurstückgrenze

      1346 Flurstücknummer

Flurstückgrenze geplant

Maßangabe in Metern, z.B. 5,00 m

Art der baulichen Nutzung (§ 9 (1) 1 BauGB)

                        Allgemeines Wohngebiet  - WA 1 -  /  - WA 2 -  /  - WA 3 -  /  - WA 4 -

Gemäß § 4 BauNVO i.V.m § 1 (4) - (9) BauNVO

Zulässig sind:

1. Wohngebäude.

Ausnahmsweise können gemäß § 1 Abs. 5 BauNVO zugelassen werden:

2. die der Versorgung des Gebietes dienenden Läden, Schank- und Speisewirtschaften

     sowie nicht störenden Handwerksbetriebe,

3. Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke.

Weitere Ausnahmen (§ 4 Abs. 3 BauNVO) sind gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO unzulässig.

E

Abgrenzung unterschiedlicher Festsetzungen zwischen oder innerhalb von 

Baugebieten (gemäß §§ 1 (4) und 16 (5) BauNVO)

E

STADT LÖHNE

-Der Bürgermeister-

Amt für Stadtentwicklung

BESCHEINIGUNGEN

Löhne, den ___.___.______

STADT LÖHNE

-Der Bürgermeister-

Löhne, den ___.___.______

STADT LÖHNE

-Der Bürgermeister-

       Im  Auftrag

Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit

gemäß § 3 (1) des Baugesetzbuches erfolgte

durch Unterrichtung über die allgemeinen Ziele

und Zwecke der Planung in einem öffentlichen

Anhörungstermin am 02.05.2017. Daneben

bestand Gelegenheit zur Äußerung und

Erörterung in der Zeit vom 13.04.2017 bis zum

24.05.2017. Beteiligte nach § 4 (1) Satz 1 des

Baugesetzbuches sind über die Planung durch

Schreiben vom 13.04.2017 unterrichtet worden.

Dieser Bebauungsplan hat als Entwurf

einschließlich der Begründung und den

wesentlichen, bereits vorliegenden umwelt-

bezogenen Stellungnahmen gemäß § 3 (2) des

Baugesetzbuches vom 07.09.2017 bis zum

09.10.2017 öffentlich ausgelegen. Ort und Dauer

der Auslegung sind am 30.08.2017 ortsüblich

bekannt gemacht worden.  Beteiligte nach § 4 (2)

des Baugesetzbuches sind an der Auslegung

durch Schreiben vom 29.08.2017 unterrichtet

worden.

Dieser Bebauungsplan ist gemäß § 10 (1) des

Baugesetzbuches und § 7 der Gemeindeord-

nung  für das Land Nordrhein-Westfalen vom Rat

der Stadt Löhne am ___.___.______ als Satzung

beschlossen worden.

Gemäß § 10 (3) des Baugesetzbuches sind der

Beschluss des Bebauungsplanes als Satzung

sowie Ort und Zeit der Auslegung am

___.___.______ ortsüblich bekannt gemacht

worden. Mit dieser Bekanntmachung ist der

Bebauungsplan rechtskräftig geworden und liegt

auf Dauer öffentlich aus.

Die Übereinstimmung mit dem Offenlegungs-

exemplar vom ___.___.______ wird bescheinigt.

Löhne, den ___.___.______

STADT LÖHNE

-Der Bürgermeister-

Im Auftrag

Löhne, den ___.___.______

STADT LÖHNE

-Der Bürgermeister-

Löhne, den ___.___.______

Bürgermeister Schriftführer

Löhne, den ___.___.______

Öff. best. Vermessungsing.

Löhne, den ___.___.______

       Im Auftrag

Löhne, den ___.___.______

STADT LÖHNE

-Der Bürgermeister-

       Im  Auftrag

„Wohngebiet zwischen Rüscherstraße, Alter Kirchweg, Hochstraße

und Allensteiner Straße - mittlerer und südlicher Teilbereich"

Mindestmaße für die Größe der Baugrundstücke  (§ 9 (1) 3 BauGB)

Die Baugrundstücksgröße hat für ein freistehendes Einzelhaus mindestens 500 m² und für ein

hälftiges Doppelhausgrundstück mindestens 300 m² zu betragen.

- Änderungen -

Grenzen (gemäß § 9 (7) BauGB) und Abgrenzungen (gemäß §§ 1 (4) und 16 (5) BauNVO)

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches der 1. Änderung des Bebauungsplanes

                               gemäß § 9 (7) BauGB

ED

DNmax. 30°

Maximale Dachneigung

Flächen für Nebenanlagen sowie die Flächen für Carports und Garagen mit ihren Einfahrten

(§ 9 (1) 4 und 22 BauGB)

 Innerhalb der allgemeinen Wohngebiete WA 1, WA 2 und WA 4 sind Stellplätze sowie

Garagen und Carports in den überbaubaren und den nicht überbaubaren Grundstücksflächen

zulässig. Innerhalb des Vorgartenbereiches (nicht überbaubare Grundstücksflächen zwischen

Straßenbegrenzungslinie und vorderer Baugrenze) sind jedoch Carports, Garagen sowie

Nebenanlagen nicht zulässig.

 Innerhalb des allgemeinen Wohngebietes WA 3 sind Garagen und Carports in den überbau-

baren und den nicht überbaubaren Grundstücksflächen zulässig. Die Garagen und Carports im

WA 3 müssen eine Gebäudehöhe von mindestens 2,50 m aufweisen. Außerdem sind sie

durchgängig zwischen den Gebäuden und den seitlichen Grundstücksgrenzen zu errichten.

 Entlang der Linie zwischen den Punkten a und b ist eine Überschreitung der südlichen

Baugrenzen durch Terrassen um bis zu 5,00 m zulässig.

Anpflanzung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen (§ 9 (1) 25a BauGB)

Einzel- Je 400 m² vollendeter Grundstücksfläche ist ein standortgerechter, heimischer Laubbaum

pflanzung (Mindeststammumfang von jeweils 12/14 cm gemessen in 1,00 m Höhe) anzupflanzen, 

mindestens jedoch ein heimischer Laubbaum pro Grundstück. Angepflanzt werden können

Bäume 1. Ordnung (über 20,00 m Endhöhe im ausgewachsenen Zustand), 2. Ordnung

(12,00 m - 20,00 m Endhöhe) oder 3. Ordnung (5,00 m - 12,00 m Endhöhe).

Umgrenzung von Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen

Bepflanzungen (i. V. m. § 9 (1a) BauGB)

Hecken: Die bezeichneten Flächen sind mit standortgerechten heimischen Sträuchern zu

bepflanzen. Die Sträucher sind auf Dauer zu erhalten, abgängige Sträucher sind zu

ersetzen.

Die Anpflanzungen sollen flächendeckenddicht mit einer Mindesbreite von 3,00 m als eine

zweireihige Hecke angelegt werden. Zusätzlich gilt folgendes: Pflanzverband max. 1,00 m x

1,00 m, Pflanzqualität 2xv, o.B. 3 - 4 Triebe.

Hinweise:

a)  Die festgesetzten Anpflanzungen sind spätestens 1 Jahr nach Aufnahme der bestimmungsgemäßen

Nutzung der Grundstücke zu pflanzen, auf Dauer zu erhalten und bei Abgang zu ersetzen.

E. Planaufhebung

Die Festsetzungen des rechtskräftigen Bebauungsplanes Nr. 152/B werden mit Inkrafttreten dieser Planänderung

aufgehoben, sofern sie den neuen Planregelungen entgegenstehen.

F. Zeichenerklärungen Gestaltungsplan

Vorschlag für neues Gebäude mit

Firstrichtung im Wohngebiet

Standort neue Garage

Private Grundstücksfläche

Straßenverkehrsfläche

Fuß- und Radweg

Lärmschutzwand

Hecke

Geplanter Baum

TH 4,5

GH 10,0

Trauf-, Firsthöhe

Gebäudehöhe

A

B

Höchstzulässige Zahl der Wohnungen in Wohngebäuden  (§ 9 (1) 6 BauGB)

Im WA 1, WA 2 und WA 4 sind in jedem selbstständigen Wohngebäude (Einzelhaus,

Doppelhaushälfte) maximal zwei Wohnungen zulässig.

Sozialer Wohnungsbau  (§ 9 (1) 7 BauGB)

Innerhalb des WA 3 sind 25 % der Geschossfläche so zu planen, dass sie mit Mitteln des

sozialen Wohnungsbaus finanziert werden.

Darstellung zu den immissionsschutzbezogenen

Festsetzungen im WA 3

Das Plangebiet liegt innerhalb des Heilquellenschutzgebietes Bad Oeynhausen,

Schutzzone III b (Quellenschutzverordnung Bad Oeynhausen / Bad Salzuflen vom

16.07.1974).

Vermeidungsmaßnahmen für planungsrelevante Tierarten

 Vor dem Abriss des Gebäudes ist eine Abrissgenehmigung bei der Stadt Löhne einzuholen, außerdem ist das

Gebäude vor den Abrissarbeiten auf das Vorhandensein von potenziellen Quartieren und auf Besatz durch

Fledermäuse zu kontrollieren. Wird ein Besatz durch Fledermäuse festgestellt, so ist ein Gutachter sowie die

Untere Naturschutzbehörde einzuschalten, der die notwendigen Maßnahmen ergreift, um eine Betroffenheit

gemäß § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG auszuschließen.

Es wurden keine Konflikte mit Zugriffsverboten des § 44 BNatSchG festgestellt. Sollte das geplante Vorhaben nicht

innerhalb von 7 Jahren nach Planaufstellung realisiert werden, ist erneut eine artenschutzrechtliche

Prüfung/Beteiligung der Unteren Naturschutzbehörde bei Bauvorhaben auf der Grundlage dieses Bebauungsplans

erforderlich.

Baugrunduntersuchung:

Für die baugrundtechnische Beurteilung der Wohnbebauung (Gründungsebene, zulässige Bodenpressung,

Setzungsverhalten) sind gezielte Untersuchungen erforderlich. Auf das Baugrundgutachten des Ing.-Büros Scheu &

Co. GmbH, Lübbecke, Projekt 108312 vom 25.09.2006 wird verwiesen.

Ökologische Belange und Niederschlagswasser:

Zum Schutz vor extremen Niederschlagsereignissen ist das Baugelände so zu profilieren, dass

Oberflächenabflüsse nicht in Erd-/Kellergeschosse eindringen können.

Baumstandorte im Bereich unterirdischer Ver- und Entsorgungsanlagen:

Nach dem DVGW-Regelwerk (GW 125) bzw. dem „Merkblatt über Baumstandorte und interirdische Ver- und

Entsorgungsanlagen“ der Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen ist bezüglich Baumpflanzungen

im Bereich vorhandener Versorgungsleitungen gem. Abschnitt 3.2 der genannten Richtlinie zu verfahren:

1) Bei Abständen von über 2,50 m zwischen Baumstandort und Außenhaut der Versorgungsanlage sind i.d.R.

keine Schutzmaßnahmen erforderlich.

2) Bei Abständen zwischen 1,00 m und 2,50 m ist der Einsatz von Schutzmaßnahmen vorzusehen (z.B. Einbau

einer Wurzelsperre zum Schutz von Versorgungsleitungen wie in der Vergangenheit praktiziert).

3) Bei Abständen unter 1,00 m ist eine Baumpflanzung nur in Ausnahmefällen möglich. Bei dem Einbau der

Wurzelsperre ist auf jeden Fall zu beachten, dass der Abstand von 0,30 m zwischen der Wurzelsperre und

Außenhaut der Versorgungsanlage nicht unterschritten wird (erforderlicher Arbeitsraum bei der Beseitigung

von Störungen), Die genannten, auf Versorgungsleitungen anzuwendenden Kriterien gelten sinngemäß auch

für kreuzende Hausanschlussleitungen.

L

Private Zufahrten

Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft

(§ 9 (1) 20 BauGB)

Umgrenzung von Flächen für Ausgleichsmaßnahmen

Der Ausgleich der für die durch die Festsetzungen des Bebauungsplanes zu erwartenden

Eingriffe in Natur und Landschaft wird, soweit er nicht innerhalb des Geltungsbereiches 1

des Bebauungsplanes erfolgt, gem. § 1a Abs. 3 BauGB i.V.m. § 9 Abs. 1a BauGB auf einer

externen Kompensationsfläche auf dem Grundstück Gemarkung Gohfeld, Flur 64, Flurstück

Nr. 295 (tlw.) (s. Geltungsbereich 2). Geplant ist die Anlage eines Feldgehölzes bestehend

aus heimischen und standortgerechten Sträuchern mit einem vorgelagerten, ca. 4 m breiten

Krautsaum. Der Pflanzabstand der heimischen Wildsträucher wird mit 1 m x 1,50 m

festgelegt. Zu den angrenzenden Flächen ist ein Grenzabstand freizuhalten. Dieser wird in

Form des Krautsaums gestaltet und kann im Bedarfsfall als Arbeits- und Fahrtrasse genutzt

werden. Die anzupflanzenden Sträucher sind auf Dauer zu erhalten, abgängige Gehölze

sind zu ersetzen.

Zum Schutz der Junggehölze vor Wildverbiss ist ein Wildgatterzaun in einer Höhe von mind.

1,60 m für einen Zeitraum von 5 Jahren um die Aufforstungsfläche zu errichten. Der

Krautsaum verbleibt außerhalb des Zaunes. Je nach Stärke des Krautwuchses ist innerhalb

der Gewährleistungsfrist ein Pflegegang (Mahd) pro Jahr (frühestens ab Juli) durchzuführen.

Zu verwendendes Pflanzgut: heimische Wildsträucher, 2xv, o.B., 3-4 Tr., 80-100 oder

100-125 (Höhe).

Zaunmaterial: Wildgatter, bestehend aus Knotengeflecht 160/23/15, Z-Profil-Pfosten 2,10 m,

Einhängeösen alle 10 cm, Spanndraht sowie Ecken aus Holz, diagonalverstrebt.

Der Ausführungszeitpunkt ist die dem Baubeginn folgende Pflanzperiode.

Ausgleich

Kampfmittel:

Weist bei Durchführung der Bauvorhaben der Erdaushub auf eine außergewöhnliche Verfärbungen hin oder

werden verdächtige Gegenstände beobachtet, sind die Arbeiten aus Sicherheitsgründen sofort einzustellen

und der Kampfmittelbeseitigungsdienst durch die Ordnungsbehörde oder Polizei zu verständigen.

Artenschutz:

Folgende Maßnahmen sind bei Bauvorhaben auf der Grundlage dieses Bebauungsplanes zu beachten:

Vermeidungsmaßnahmen für häufige und verbreite Vogelarten

 Zur Vermeidung der Verbotstatbestände ist eine Begrenzung der Inanspruchnahme von

Vegetationsbeständen auf Zeiten außerhalb der Brutzeit (01. März bis 30. September) erforderlich.

Rodungs- und Räumungsmaßnahmen von Vegetationsflächen sind dementsprechend nur zwischen dem

1. Oktober und dem 28. Februar durchzuführen. Im Falle nicht vermeidbarer Flächenbeanspruchungen

außerhalb des nach § 39 BNatSchG erlaubten Zeitraumes ist eine Ausnahmegenehmigung bei der ULB

des Kreises Herford zu stellen. Dadurch kann sichergestellt werden, dass eine Entfernung von

Vegetationsbeständen oder des Oberbodens nur durchgeführt wird, wenn die betroffenen Bereiche frei

von einer Quartiernutzung sind.

 Die Aktivitäten der Baumaßnahmen (Baustelleneinrichtung, Erdarbeiten, Materiallagerung etc.) sollen

auf die vorhandenen befestigten Flächen oder zukünftig überbaute Bereiche beschränkt werden. Damit

kann sichergestellt werden, dass zu erhaltende Gehölzbestände und Vegetationsbestände der näheren

Umgebung vor Beeinträchtigung geschützt sind und auch weiterhin eine Funktion als Lebensraum

übernehmen können.
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Übersicht der externen Kompensationsfläche in Löhne am Großensieker Weg

Gemarkung: Gohfeld

Flur: 64

Flurstück: 295 (tlw.)

Maßnahme: Anlage eines Feldgehölzes mit niedrigen Randbereichen in Richtung der 

angrenzenden Ackerflächen

Gem. § 1a Abs. 3 Satz 4 BauGB wird die Ausführung dieser Ausgleichsmaßnahmen mit dem

Erschließungsträger im Rahmen eines städtebaulichen Vertrages geregelt.

Diese Fläche gilt für sämtliche Baugrundstücke und Verkehrsflächen, auf denen Eingriffe in

Natur und Landschaft nach den Festsetzungen des Bebauungsplanes zugelassen sind.


